
618 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XVII. GP 

Nachdruck vom 21. 0. 1988 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom xxxxx, mit dem das 
Kraftfahrgesetz 1967 geändert wird 

( 13. Kraftfahrgesetz-Novelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Kraftfahrgesetz 1967, BGBI. Nr. 267, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr .... , wird geändert wie folgt: 

1. Im § 70 wird nach dem Abs. 2 eingefügt: 

,,(2 a) Die praktische Lenkerprüfung dürfen nur 
ablegen Bewerber um eine Lenkerberechtigung 

a) für die Gruppe A, wenn sie nachweisen, daß 
sie im Rahmen des Betriebes einer Fahrschule 
eine praktische V or- und Grundschulung 
absolviert haben und auch über deren theore­
tische Grundlagen unterrichtet wurden sowie 
am theoretischen Unterricht über dasVerhal­
ten auf den verschiedenen Arten von Straßen 
und über Gefahrenlehre teilgenommen und 
auch Schulfahrten durchgeführt haben; 

b) für die Gruppe B oder C, wenn sie die im 
§ 122 Abs.2 Z 2 lit. d und Abs. 3 a ange­
führte Schulung nachweisen. 

Die Schulung darf nicht länger als vor einem 
Jahr abgeschlossen worden sein. Der Nachweis die­
ser Schulung entfällt für Bewerber, die gemäß 
§ 119, § 120 oder § 122 a ausgebildet wurden oder 
die eine ausländische Lenkerberechtigung für die 
betreffende Gruppe besitzen." 

2. Im § 70 Abs. 8 wird vor dem letzten Wort ein­
gefügt: 

"sowie den Umfang der im Abs. 2 a lit. a angeführ­
ten Schulung hinsichtlich des zeitlichen Ausmaßes 
und des Inhaltes". 

3. Im § 108 lautet der Abs. 1: 

,,(1) Das Ausbilden von Bewerbern um eine Len­
kerberechtigung und das entgeltliche Weiterbilden 
von Besitzern einer Lenkerberechtigung durch Ver­
tiefung bereits erworbener Kenntnisse ist unbescha-

det der §§ 119 bis 122 a nur im Rahmen des Betrie­
bes einer Fahrschule zulässig." 

4. Im § 108 Abs.3 vierter Satz entfallen die 
Worte "bei gewerbsmäßig betriebenen Fahrschu-
len". ' 

S. Im § 108 Abs. 3 vierter Satz tritt an die Stelle 
der Zahl ,,24." die Zahl ,,30.". 

6. Im § 108 Abs. 3 wird am Ende angefügt: 

"Der Ehegatte oder der Nachkomme hat den 
Tod des Fahrschulbesitzers unverzüglich dem Lan­
deshauptmann bekanntzugeben. § 41 Abs. 1 bis 3, 
Abs, 4 erster Satz GewO 1973 und §§ 42 bis 4S 
GewO 1973 gelten sinngemäß." 

7. Im § 108 Abs. 4 entfallen die Worte "oder ent­
geltliche Weiterbilden". 

8. Nach dem § 108 wird eingefügt: 

"Unterweisen von Besitzern einer Lenkerberechti­
gung 

§ 108 a. (1) Das entgeltliche theoretische und 
praktische Unterweisen von Besitzern einer Lenker­
.berechtigung in besonderen Fahrfertigkeifen darf 
nur auf Landflächen, die nicht Straßen mit öffentli­
chem Verkehr sind, und nur auf Grund einer 
Ermächtigung des Landeshauptmannes durchge­
führt werden. Diese ist auf Antrag zu erteilen, 
wenn der Antragsteller für die Vermittlung der 
Fachkenntnisse über das erforderliche Personal und 
die erforderlichen Anlagen und Einrichtungen ver­
fügt. Die Ermächtigung ist zu widerrufen, wenn die 
Voraussetzungen für die Erteilung nicht mehr 
gegeben sind. 

'. 
(2) Durch Verordnung können nach den Erfor­

dernissen der Verkehrssicherheit, dem jeweiligen 
Stand der Wissenschaft und Technik entsprechend, 
nähere Bestimmungen über' die Gegenstände, den 
Umfang und die Art der im Abs. 1 angeführten 
Unterweisung sowie über die Voraussetzungen, 
unter denen eine Ermächtigung gemäß Abs. 1 zu 
erteilen ist, festgesetzt werden." ' 
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2 618 der Beilagen 

9. Im § 109 Abs. 1 hat die \it; a zu lauten: 

"a) österreichische Staatsbürger sind und das 
27. Lebensjahr vollendet haben,". 

10. Im § 109 Abs, 1 werden am Ende der lit. g die 
Worte"und die" <;lurch einen Beistrich ersetzt, und 
lit. h lautet: 

"h) glaubhaft machen, daß sie innerhalb der letz­
ten zehn Jahre mindestens fünf Jahre, für 
Besitzer eines in der lit. e angeführten 
Diplome drei Jahre lang als Fahrschullehrer 
die für das Ausbilden von Lenkernerforderli­
chen Erfahrungen auf. dem Gebiete des 
Kraftfahrwesens erworb~n haben, und die" 

11. Im § 109 Abs.J wird am Ende angefügt: 

"i) noch keine Fahrschulbewilligung für die 
beantragte Gruppe (§ 108 Abs. 3) besitzen." 

12. Im § 109 Abs. 4 entfallen in der Einleitung 
die Worte "mindestens dreijährige". 

13. Im § 109 entfällt der Abs. 5. 

14. In der Überschrift zu § 110 entfallen die 
Worte "und für die Bewilligung einer Standortver­
legung". 

15. Im § 110 entfällt der Abs. 3. 

16. Im § 111 entfällt der Abs. 1. 

17. Im § 111 lautet der,Abs. 3: 

,,(3) Für die Bewilligung der Verlegung des 
Standortes einer Fahrschule _ gelten Abs. 2 sowie 
§ 110 sinngemäß." 

18. Im § 112 Abs. 1 tritt an die Stelle des Zitates 
"der Abs. 2 und 3" das Zitat "des Abs. 3". 

19. Im § 112 lautet der Abs. 2: 

,,(2) Der vollständige Fahrschultarif ist von 
außen lesbar neben oder in der Nähe der Eingangs­
tür anzubringen. In die Preise sind alle Zuschläge 
einzubeziehen ("Inklusivpreise")." 

20. Im § 112 Abs. 3 zweiter Satz tritt an die Stelle 
der Worte "Betriebs- und Hilfsbremsanlage" das 
Wort "B~triebsbremsanlage". 

21. § 113 lautet: 

"Leitung der Fahrschule 

§ 113. (1) Der Fahrschulbesitzer hat den Betrieb 
seiner Fahrschule außer in den im Abs. 2 angeführ~ 
ten Fällen selbst zu leiten; dies erfordert für die sich 
aus diesem Bundesgesetz und aus' den auf Grund 
dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen 
ergebenden Pflichten, wie insbesondere die Auf­
sicht über die Lehrtätigkeit und die wirtschaftliche 
Gebarung, die hiefür notwendige Anwesenheits­
dauer in der Fahrschule. Der Fahrschulbesitzer darf 
sich zur Erfüllung dieser Pflichten nur in den Fäl-

len des Abs. 2 durch einen verantwortlichen Leiter, 
den Fahrschulleiter, vertreten lassen. 

(2) Ein Fahrschulleiter ist erforderlich, wenn 
a) der Fahrschulbesitzer durch eine länger als 

sechs Wochen dauernde Abwesenheit daran 
gehindert ist, den Betrieb seiner Fahrschule 
selbst zu leiten, oder wenn ihm dies vom Lan­
deshauptmann untersagt wurde (§ 115 
Abs.3) oder 

b) eine Fahrschule nach dem Tod ihres Besitzers 
vom hinterbliebenen Ehegatten oder von 
Nachkommen ersten Grades weitergeführt 
wird (§ 10.8 Abs. 3), die die Voraussetzungen 
des § 109 Abs. 1 nicht erfüllen. 

(3) Als Fahrschulleiter (Abs. 1) darf nur eine Per­
son verwendet werden, bei der die im § 109 Abs. 1 
lit. abis h .angeführten Voraussetzungen gegeben 
sind oder die bereits berechtigt ist, eine Fahrschule 
zu leiten, und die nicht bereits Besitzer oder Leiter 
einer anderen Fahrschule ist. 

(4) Die Verwendung als Fahrschulleiter bedarf 
der Bewilligung des Landeshauptmannes; diese ist 
zu erteilen, wenn die in den Abs. 2 und 3 angeführ­
ten Voraussetzungen hiefür gegeben sind. Die 
Bewilligung ist zu entziehen, wenn diese V oraus­
setzungen nicht mehr vorliegen." ' 

22. Im § 114 Abs. 2 tritt an die Stelle des zweiten 
Satzes: 

"Der Besitzer eines Fahrlehrerausweises hat diesen 
unverzüglich dem Landeshauptmann ;tbzuliefern, 
wenn er nicht mehr in der betreffenden Fahrschule 

. tätig ist, wenn er die Berechtigung zum Erteilen 
von praktischem Unterricht verliert oder wenn der 
Fahrschulbetrieb eingestellt wird. Wenn die Tätig­
keit in der betreffenden Fahrschule nur vorüberge­
hend unterbrochen wird, kann auch der Fahrschul­
besitzer oder Fahrschulleiter den Fahrlehrerausweis 
in Verwahrung nehmen. Dies gilt sinngemäß auch 
für Fahrschullehrerausweise," 

23. Im § 114 Abs. 4 lautet die Z 5 lit. a: 

,,5. muß auf Schulfahrten, außer bei Fahrübungen 
gemäß § 70 Abs. 3 lit. b, mit 

a) 'Kraftwagen neben dem Fahrschüler sitzen;" 

24. Im § 114 Abs. 5 lautet die lit. d: 

"d) von dem in Aussicht genommenen Ort aus 
keine 'bestehende Fahrschule, insbesondere 
auch unter Berücksichtigung der öffentlichen' 
Verkehrsmittel, leicht erreicht werden kann." 

25. Im § 114 entfällt der Abs. 6. 

26. Im § 114 wird eingefügt: 

,,(6 a) Die im § 70 Abs. 2 a angeführte Schulung 
muß in regelmäßigen Zeitabständen, mindestens 
einmal in jedem Vierteljahr, in sonst üblicher Weise 
angekündigt und für allfällige Bewerber durchge­
führt werden." 
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27. Im § 114 Abs. 7 wird angefügt: 

"Er kann ferner Anordnungen zur Behebung von 
Mängeln treffen. Den Anordnungen des Landes­
hauptmannes ist unverzüglich zu entsprechen." 

28. § 115 lautet: 

"Entziehung der Fahrschulbewilligung und Verbot 
des Fahrschulbetnebes 

§ 115. (1) Die Fahrschulbewilligung (§ 108 
Abs. 3) ist zu entziehen, wenn der Fahrschulbetrieb 
mehr als ein Jahr nach der Erteilung der Fahrschul­
bewilligung nicht begonnen oder mehr als sechs 
Monate ununterbrochen geruht hat. 

(2) Die Fahrschulbewilligung ist ganz oder nur· 
hinsichtlich bestimmter Gruppen zu entziehen, 
wenn 

a) ihr Besitzer die im § 109 angeführten persön­
lichen Voraussetzungen für die Erteilung der 
FahrschulbewiIligung nicht mehr erfüllt; die 
Entziehung seiner Lenkerberechtigung 
wegen eines körperlichen Gebrechens ist 
jedoch nicht allein als Grund für die Entzie­
hung der Fahrschulbewilligung ausreichend, 

b) die im § 110 Abs. 1 lit. a angeführten sachli­
chen Voraussetzungen nicht mehr gegeben 
sind, 

c) die Fahrschule seit mehr als vier Wochen 
ohne verantwortliche Leitung (§ 113 Abs. 1 
und 2) ist oder 

. d) die Verpflichtungen gemäß § 114 Abs. 6 a 
nicht eingehalten werden. 

(3) Der Landeshauptmann kann dem Fahrschul­
besitzer in den im Abs. 2 angeführten Fällen auch 
nur untersagen, den Fahrschulbetrieb während 
einer bestimmten Zeit selbst zu führen, wenn zu 
erwarten ist, daß die fehlenden Voraussetzungen 
innerhalb einer absehbaren Zeit wieder gegeben 
sein werden." 

29. Im § 116 wird eingefügt: 

,,(2 a) Über einen Antrag auf Erteilung der Fahr­
schullehrerberechtigung entscheidet der. Landes­
hauptmann. Auf Antrag. hat der Landeshauptmann, 
in dessen örtlichem Wirkungsbereich der Antrag­
steller seinen ordentlichen Wohnsitz hat, die 
Durch- oder Weiterführung des Verfahrens auf 
den Landeshauptmann zu übertragen, in dessen 
örtlichem Wirkungsbereich der Ort der Ausbildung 
des Antragstellers liegt, wenn dadurch eine wesent­
liche Vereinfachung des Verfahrens oder eine 
erhebliche Erleichterung für den Antragsteller 
erzielt. wird." 

30. Im § 116 lautet der Abs; 6: 

,,(6) Der Landeshauptmann hat auf Antrag Per­
sonen, bei denen die im § 109 Abs. 1 lit. b, e und g 
oder die im Abs. 1 angeführten Voraussetzungen 
vorliegen oder bei denen nur die im § 109 Abs. 1 
lit. bund g angeführten Voraussetzungen vorliegen 

und denen eine Befreiung" gemäß Abs.2 oder 
gemäß § 109 Abs. 2 erteilt wurde, die Berechtigung 
zu erteilen, in einer bestimmten Fahrschule als Pro­
befahrschullehrer theoretischen und praktischen 
Unterricht zu erteilen, wenn diese Personen zur 
V qrbereitung auf die Lehrbefähigungsprüfung 
(§ 118) in Ausbildung stehen. Die Berechtigung ist 
entsprechend zu befristen und darf nur in besonde­
ren Ausnahmefällen verlängert werden." 

31. Im § 116 wird eingefügt: 

,,(6 a) Die entgeltliche Ausbildung von Fahr­
schullehrern darf nur durch Ausbildungsstätten 
erfolgen, die hiezu vom Landeshauptmann ermäch­
tigt worden sind. Vor der Entscheidung sind die 
zuständigen gesetzlichen Interessenvertretungen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu hören." 

32. Im § 116 lautet der Abs. 7: 

,,(7) Durch Verordnung sind nach den Erforder­
nissen der Verkehrssicherheit, dem jeweiligen 
Stand der Wissenschaft und Technik entsprechend, 
die näheren. Bestimmungen über die im Abs. 6 a 
angeführten Ausbildungsstätten hinsichtlich 

a) ihrer Ausstattung, 
b) ihres Lehrpersonals und 
c) ihres Lehrplanes 

festzusetzen. Ferner kann auch eine in periodischen 
Zeitabständen durchzuführende Weiterbildung von 
Fahrschullehrern angeordnet werden, wobei in 
sinngemäßer Anwendung des ersten Satzes die 
näheren Bestimmungen über die Weiterbildungs­
stätten festzusetzen sind. Der Bundesminister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr kann nach 
Herstellung "des Einvernehmens mit dem Bundesmi­
nister für Finanzen auch eine zentrale Ausbildungs­
stätte zur Vereinheitlichung der theoretischen und 
praktischen Ausbildung und zur Weiterbildung ein­
richten. In diesem Fall kann der Besuch dieser Aus- -
bildungsstätte für Bewerber um eine Fahrschulleh­
rerberechtigung ganz oder teilweise für verbindlich 
erklärt werden." 

33. Im § 117 Abs. 1 erster Satz zweiter Halbsatz 
lautet das· den § 116 betreffende Zitat ,,§ 116 
Abs. 2 a, 3, .J. und 6". 

34. Im § 117 lautet der Abs. 2: 

,,(2) § 116 Abs. 6 a und 7 gilt sinngemäß." 

35. § 122 lautet: 

" Übung~fahrten 

§ 122. (1) Ein Bewerber um eine Lenkerberechti­
gung darf Übungsfahrten auf Straßen mit öffentli­
chem Verkehr nur in Begleitung eines Besitzers 
einer Lenkerberechtigung für die betreffende 
Gruppe durchführen, der hiefür eine. Bewilligung 
der Behörde besitzt, in deren örtlichem Wirkungs­
bereich er seinen ordentlichen Wohnsitz hat. Der 
Begleiter darf für seirre Tätigkeit kein Entgelt 
annehmen. 
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4 618 der Beilagen 

(2) Die im Abs. 1 angeführte Bewilligung ist zu 
erteilen, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt 
sind: 

1. der Begleiter 
a) muß seit mindestens drei Jahren eine Len­

kerberechtigung für die betreffende 
Gruppe besitzen, 

b) muß während der der Einbringung des 
Antrages um' die Bewilligung unmittelbar 
vorangehenden drei Jahre Kraftfahrzeuge 
der betreffenden Gruppe gelenkt haben, 

c) darf innerhalb der in lit. bangeführten 
Zeit nicht wegen eines schweren Versto­
ßes gegen kraftfahrrechtliche oder stra- . 
ßenpolizeiliche Vorschriften bestraft wor­
den sein und 

d) darf innerhalb des der Einbringung des 
Antrages um die Bewilligung unmittelbar 
vorangehenden Jahres höchstens, einmal 
eine' Bewilligung dieser Art erhalten 
haben; 

2. der Bewerber um eme Lenkerberechtigung 
muß 
a) das erforderliche Mindestalter erreicht 

haben oder in spätestens drei Monaten 
erreichen, 

b) verkehrszuverlässig (§ 66) sein, 
c) zum Lenken von Kraftfahrzeugen der 

betreffenden Gruppe geistig und· körper­
lich geeignet (§ 69) sein und 

.. d) nachweisen, daß er im Rahmen des Betrie­
bes einer Fahrschule eine praktische V or­
und Grundschulung absolviert hat und 
auch über deren theoretische 'Grundlagen 
unterrichtet wurde; 

3. der oder die für die Übungs fahrten zu ver­
wendenden Kraftwagen müssen 
a) eine Bremsanlage aufweisen, mit der 

wenigstens die für die Hilfsbremsanlage 
vorgeschriebene Wirksamkeit erzielt wer­
den kann und die vom Platz neben dem 
Lenkerplatz aus leicht betätigt werden 
kann, und 

b) eine Vorrichtung zum Abstellen des 
Motors aufweisen, die vom Platz neben 
dem Lenkerplatz aus leicht betätigt wer­
den kann. 

(3) Die Bewilligung darf hinsichtlich desselben 
Bewerbers um eine Lenkerberechtigurig nur einmal 
und für nicht länger als ein Jahr erteilt werden; die­
ser ist im Bewilligungsbescheid namentlich anzu­
führeri. Die Bewilligung ist, soweit dies auf Grund 
der Erhebungen oder wegen der Art der angestreb­
ten Lenkerberechtigung nach den. Erfordernissen 
der Verkehrssicherheit nötig ist, unter den entspre­
chenden Auflagen oder zeitlichen, örtlichen oder 
sachlichen Beschränkungen der Gültigkeit zu ertei­
len. Kennzeichen und Fahrgestellnummer des oder 
der zur Vornahme der Übungsfahrten verwendeten 
Kraftwagen sind im Bewilligungsbescheid anzufüh-

ren. Eine Bewilligung zur Vornahme von Übungs­
fahrten mit Kraftfahrzeugen der Gruppe A (§ 65) 
darf nicht erteilt werden. Die Erteilung der Bewilli­
gung zur Durchführung von Übungsfahrten durch 
Personen, denen die Lenkerberechtigung entzogen 
wurde, ist während der Dauer der gemäß § 73 
Abs. 2 festgesetzten Frist unzulässig. 

(3 a) Nach Erteilung der Bewilligung hat der 
Bewerber um eine Lenkerberechtigung im Rahmen 
des Betriebes einer Fahrschule am theoretischen 
Unterricht über das Verhalten auf den verschiede­
nen Arten von Straßen und über Gefahrenlehre teil­
zunehmen sowie auch Schulfahrten durchzuführen. 
Durch Verordnung ist der Umfang der im ersten 
Satz sowie im Abs. 2 Z 2 lit. d angeführten Schu­
lung hinsichtlich des zeitlichen Ausmaßes und des 
Inhaltes festzusetzen. 

(4) Der Begleiter hat auf Übungsfahrten den 
Bewilligungsbescheid und seinen Führerschein, der 
Bewerber um eine Lenkerberechtigung einen amtli­
chen Lichtbildausweis, mitzuführen; § 102 Abs.5 
gilt sinngemäß. Der Begleiter hat die im § 114 
Abs. 4 angeführten Pflichten sinngemäß zu erfüllen 
und hat im Bewilligungsbescheid erteilte Auflagen 
oder Beschränkungen einzuhalten. 

(5) Der Begleiter hat dafür zu sorgen, daß bei 
Übungsfahrten vorne und hinten am Fahrzeug ein.e 
Tafel mit dem Buchstaben "L" in vollständig sicht­
barer und gut lesbarer und unverwischbarer weißer 
Schrift auf hellblauem Grund sowie eine Tafel mit 
der vollständig sichtbaren und dauernd gut lesba­
ren und unverwischbaren Aufschrift "Übungsfahrt" 
angebracht ist. Das Verwenden dieser Tafel bei 
anderen als Übungsfahrten ist verboten. 

(6) Die im Abs. 1 angeführte Bewilligung 
erlischt, wenn dem Begleiter die Lenkerberechti­
gung für die Gruppe, in die das für die Übungsfahrt 
zu verwendende Fahrzeug fälft, entzogen (§ 73) 
oder vorübergehend entzogen (§ 74) wurde oder 
wenn sie durch Zeitablauf erloschen ist. Wurde 
dem Begleiter die Lenkerberechtigung für eine 
andere Gruppe entzogen oder vorübergehend ent­
zogen oder ist sie durch Zeitablauf erloschen, so ist 
ihm die Bewilligung zu entziehen, wenn auf Grund 
der für die Entziehung der Lenkerberechtigung 
maßgebenden Gründe anzunehmen ist, daß der 
Begleiter durch weitere Übungsfahrten die Ver­
kehrssicherheit gefährden oder den Zweck der 
Übungsfahrten nicht mehr erreichen wird. Perso­
nen, denen eine' Bewilligung gemäß Abs. 1 entzo­
gen worden ist, darf eine neue Bewilligung erst 
erteilt werden, wenn die Gründe, die zur Entzie­
hung der Bewilligung geführt haben, weggefallen 
sind. Die Bewilligung ist ferner zu entziehen, wenn 

a) die Voraussetzungen zu ihrer Erteilung nicht 
mehr gegeben sind, 

b) die bei ihrer Erteilung vorgeschriebenen 
Beschränkungen oder Auflagen nicht einge­
halten werden, 
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c) das "für die Übungsfahrten verwendete Fahr­
zeug nicht verkehrs- und betriebssicher oder 
nicht gemäß Abs. 5 gekennzeichnet ist oder 

d) die Vorschriften des Abs. 4 nicht eingehalten 
werden. 

Im Falle der Entziehung der Bewilligung ist der 
Bewilligungsbescheid unverzüglich der Behörde 
abzuliefern. " 

ArtikelII 

(1) Wenn einem Ehegatten oder Nachkommen 
unter Anwendung des § 109 Abs. 5 erster Satz KFG 
1 ~67 eine Fahrschulbewilligung erteilt wurde, ist 
die Erteilung einer Fahrschulbewilligung für einen 
anderen Standort an die Person, die die ursprüngli­
che zurückgelegt hatte, unzulässig. - . 

(2) Bewerber um eine Lenkerberechtigung, für 
die eine Bewilligung zur . Vornahme von Übungs­
fahrten vor dem 1. Jänner 1989 erteilt wurde, sind 
von Art. I Z 1 hinsichtlich § 70 Abs. 2 a lit. bund 
Art. I Z 35 hinsichtlich § 122 Abs. 3 a ausgenom­
men, wenn sie erstmals zur praktischen Lenkerprü­
fung vor dem 1. Juli 1989 antreten: andernfalls 

müssen sie die im § 122 Abs. 3 a KFG 1967 ange­
führte Schulung nachweisen. 

Artikel III 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt unbeschadet des 
Abs.2 mit dem Ablauf des Tages der Kundma­
chung in Kraft. 

(2) In Kraft tritt Art. I 
a) Z 1 (§ 70 Abs. 2 a), Z 2 (§ 70 Abs. 8), Z 26 . 

(§ 114 Abs. 6 a), Z 28 hinsichtlich § 115 
Abs.2 lit. d und Z 35 hinsichtlich § 122 
Abs.2 Z 2 lit. d" und Abs. 3 a am 1. Jänner 
1989; 

b) Z 31 (§ 116 Abs. 6 a), Z 32 (§ 116 Abs. 7) und 
Z 34 (§ 117 Abs.2) am 1. Juli 1989. 

(3) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge-' 
setzes können von dem seiner Kundmachung fol­
genden Tag an erlassen werden; sie treten frühe­
stens mit den betreffenden Bestimmungen in Kraft. 

Artikel IV 

Die Vollziehung dieses Bundesgesetzes bestimmt 
sich nach § 136 KFG 1967. 

2 
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6 618 der Beilagen 

VORBLATT 

Problem: 

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 5. März 1987, Z G 174/86-8, § 110 Abs. 1lit. b 
und Abs. 2 Kraftfahrgesetz 1967 betreffend die Bedarfsprüfung im Verfahren zur Erteilung einer Fahr­
schulbewilligung als verfassungswidrig aufgehoben. Die Aufhebung trat mit Ablaufdes 29. Feber 1988 in 
Kraft (BGBL Nr. 173/1987). 

Ziel: 

Anpassung des Kraftfahrgesetzes 1967 an die durch das VfG H -Erkenntnis gegebene neue Rechts­
und Sachlage. 

Inhalt: 

Novellierung des XI. Abschnittes des Kraftfahrgesetzes 1967, der die Ausbildung von Kraftfahrzeug­
lenkern regelt. 

Alternativen: 

Ersatzloses Außerkrafttreten der als verfassungswidrig erkannten Bestimmungen des Kraftfahrgeset-
zes. 

Kosten: 

Keine unmittelbaren Kosten; bei Errichtung der in der Verordnungs-Ermächtigung des § 116 Abs. 7 
vorgesehenen zentralen Ausbildungsstätte werden Kosten in derzeit nicht g,enau bestimmbarer Höhe 
erwachsen. 
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618 der Beilagen 7 

Erläuterungen 

Allgemeiner Teil: 

Mit Erkenntnis vom 5. März 1987, Z G 174/ 
86-8, hat der Verfassungsgerichtshof jene Bestim­
mungen des Kraftfahrgesetzes, denen zufolge die 
Erteilung einer Fahrschulbewilligung auch davon 
abhängig ist, daß an dem in Aussicht genommenen 
Standort ein Bedarf nach einer Fahrschule besteht 
(§ 11 0 Abs. 1 lit. bund Abs. 2 KFG 1967), als ver­
fassungswidrig aufgehoben. Die Aufhebung trat 
mit Ablauf des 29. Feber 1988 in Kraft (siehe auch 
die Kundmachung im BGBL Nr. 173/1987). 

Die vorliegende Novelle nimmt' auf dieses 
Erkenntnis insofern Bedacht, als die Voraussetzun­
gen für die Erteilung einer Fahrschulbewilligung 
teilweise neu geregelt werden. 

Darüber hinaus wird aber aus diesem Anlaß der 
gesamte XI. Abschnitt des Kraftfahrgesetzes, wel­
cher die Ausbildung von Kraftfahrzeuglenkern 
regelt, mit dem Ziel der Erhöhung der Verkehrssi­
cherheit einer Revision unterzogen, den Erfahrun­
gen aus der Praxis und den geänderten Bedürfnis­
sen angepaßt. 

Zu den einzelnen Bestimmungen: 

Artikel I 

Zu Z 1 und 2 (§ 70 Abs. 2 a und Abs. 8): 

Das nunmehr im § 122 Abs. 1 lit. d und Abs. 3 a 
(siehe Z 35) vorgesehene Teil-Fahrschulobligato­
rium muß allgemein gelten, da einerseits für die 
Gruppe A Übungsfahrten nicht zulässig sind und 
andererseits für die Gruppen B bzw. C derzeit noch 
keinerlei Ausbildung vorgeschrieben ist. 

Zu Z 3 (§ 108 Abs. 1): . 

Siehe die Erl. zu Z 8 (§ 108 a) 

Zu Z 4 (§ 108 Abs. 3 vierter Satz): 

Die Unterscheidung in "gewerbsmäßig betrie­
bene Fahrschulen" ist entbehrlich. 

Zu Z 5 (§ 108 Abs. 3 vierter Satz): 

Bisher galten Fahrschulbewilligungen nach dem 
Tod ihres Besitzers auch für Nachkommen ersten 

Grades bis z~r Vollendung des 24. Lebensjahres. 
Diese Altersgrenze wird nunmehr auf das 
30. Lebensjahr ausgedehnt, um den Nachkommen 
die Möglichkeit zu geben, die persönlichen Voraus­
setzungen für den Erwerb der Fahrschulbewilli­
gung - dort wird nunmehr das vollendete 
27. Lebensjahr vorgeschrieben - zü erfüllen. 

Zu Z 6 (§ 108 Abs. 3 letzter Satz): 

Derzeit kommt es vielfach zu Schwierigkeiten, 
da die Verantwortlichkeit für den Betrieb der Fahr­
schule zwischen Todesfall und Abschluß des Ver­
lassenschaftsverfahrens ungeklärt ist. Daher sollen 
die einschlägigen Vorschriften der GewO 1973 
sinngemäß anzuwenden sein. 

Zu Z 7 (§ 108 Abs. 4): 

Entfällt im Hinblick auf § 108 a Abs. 2. 

Zu Z 8 (§ 108 a): 

Bisher war das entgeltliche Weiterbilden von 
Besitzern einer Lenkerberechtigung den Fahrschu­
t'en vorbehalten. Nunmehr sollen Fahrschulen und 
auch andere Institutionen, wenn sie über die ent­
sprechenden Voraussetzungen verfügen, vom Lan­
deshauptmann - analog zu § 40 Abs. 6 und 7 
GGSt - zur "Unterweisung in besonderen Fahr­
fertigkeiten" ermächtigt werden. 

Zu Z 9 (§ 109 Abs. 1 lit. a): 

Da es bisher unklar war, ob für den Erwerb einer 
Fahrschulbewilligung die österreichische Staatsbür-

, gerschaft Voraussetzung ist, wäre dies ausdrücklich 
zu sagen; vergleiche zB § 124 Abs. 2 Z 2 lit. a. Im 
Hinblick auf die Anhebung der Zeiten im § 109 
Abs. 1 lit. h war es erforderlich, auch das Mindest-' 
alter Von 24 Jahren auf 27 Jahre zu erhöhen. 

Zu Z10 (§ 109 Abs. 1 lit. h): 

Der Erteilung einer Fahrschulbewilligung soll in 
Hinkunft eine fundiertere Ausbildung sowie eine 
längere Praxis als Fahrschullehrer vorangehen. 
Statt bisher drei bzw. einem Praxisjahr werden 
nunmehr fünf bzw. drei Praxisjahre vorgeschrie­
ben, die innerhalb der letzten zehn Jahre absolviert 
werden müssen. 
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8 618 der Beilagen 

Zu Z 11 (§ 109 Abs. 1 Iit. i): 

Das Gebot der persönlichen Leitung einer Fahr­
schule (siehe § 113) erfordert es, daß jemand nur 
eine Fahrschulbewilligung besitzen darf. Damit 
wird auch der Judikatur des VwGH, der dies 
immer so ausgelegt hat, Rechnung getragen. 

Zu Z 12 (§ 109 Abs. 4): 

Siehe zu Z 10 (§ 109 Abs. 1 lit. h). Die ersatz­
weise anzuerkennende Praxiszeit kann nicht kürzer 
sein als die Praxis in einer Fahrschule. 

Zu Z 13 (§ 109 Abs. 5): 

Erlischt eine. Fahrschulbewilligung durch 
Zurücklegung, so sind nach der derzeitigen Rechts­
lage ein Ehegatte und Nachkommen ersten Grades 

, bei der Bewerbung um eine neue Fahrschulbewilli­
gung vor anderen Bewerbern zu berücksichtigen, 
selbst wenn sie die persönlichen Voraussetzungen 

~ - ausgenommen die Vertrauenswürdigkeit -
nicht erfüllen. Dies soll in Hinkunft nicht mehr 
möglich sein. 

Zu Z 14 (§ 110): 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Z 15 (§ 110 Abs. 3): 

Doppelbestimmung zu § 111 Abs. 3. 

Zu Z 16 (§ 111 Abs. 1): 

Bisher war die Genehmigungsbehörde gehalten, 
eine Stellungnahme der zustä.ndigen gesetzlichen 
Interessenvertretung zur Frage des Lokalbedarfes 
einzuholen. Dieser stand auch das Recht der Beru­
fung zu, wenn die Fahrschulbewilligung entgegen 
ihrer Stellungnahme erteilt wurde. Durch den 
Wegfall der' Bedarfsprüfung wird diese Bestim­
mung gegenstandslos. 

Zu Z 17 (§ 111 Abs.3): 

Neuregelung im Hinblick auf die durch die 
VfGH-Entscheidung geänderte Rechtslage. 

Zu Z 18 (§ 112 Abs. 1): 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Z 19 (§ 112 Abs. 2): 

Diese Bestimmung soll dem Konsumenten einen 
möglichst leichten Preisvergleich unter den Fahr­
schulen ermöglichen. Sie ist dem § 11 b Abs. 4 und 
6 des Preisgesetzes, BGBI. Nr.260/1976, in der 
Fassung 288/1980 und 31111982 nachgebildet. Die 
Ausstattung einer Fahrschule wird in Hinkunft 
durch entsprechende Regelungen in der KDV 
(sogenannte ,,Ausstattungsverordnung", gestützt 
auf § 110 Abs. 4) eingehend geregelt. Der bisherige 
erste Satz ist daher entbehrlich. 

Zu Z 20 (§ 112 Abs. 3 zweiter Satz): 

Die Eingreifmöglichkeit auf die Betriebsbrems­
anlage ist aus Sicherheitsgründen ausreichend. 

Zu Z 21 (§ 113): 

Die Bestimmung wurde neu gefaßt; dabei wur­
den vor allem die Fälle der Anstellung eines Fahr­
schulleiters eingeschränkt. Grundsä'tzlich soll näm­
lich die Fahrschule vom Fahrschulbesitzer selbst 
geleitet werden. 

Zu Z 22 (§ 114 Abs. 2): 

Die Ablieferungspflicht für den Fahrlehreraus­
weis wird auf die Fälle ausgedehnt, in denen der 
Fahrschullehrer die Berechtigung zum Erteilen von 
praktischem Unterricht verliert. Zur Verhinderung 
von Mißbräuchen wird die Ablieferungspflicht 
genauer umschrieben. 

Zu Z 23 (§ 114 Abs. 4 Z 5 lit. a): 

Auch Fahrübungen mit einem Motorrad soll der 
Fahrschüler allein ausführen können. 

Der Ausdruck "neben dem Fahrschüler" ist bei 
Zugmaschinen sinngemäß zu verstehen, da bei die­
sen der Lehrersitz oft nicht "neben" dem Lenker­
sitz angeordnet ist. 

Zu Z 24 (§ 114 Abs. 5): 

InAngleichung an die Rechtslage bei der Ertei­
lung einer Fahrschulbewilligung soll auch im Ver- . 
fahren zur Bewilligung eines Außenkurses nicht 
mehr der Bedarf nach dem abzuhaltenden Fahr­
schulkurs geprüft werden. Ein solcher Fahrschul­
kurs soll nur an solchen Orten abgehalten werden, 
von denen aus bestehende Fahrschulen insbeson­
dere mit öffentlichen Verkehrsmitteln nicht leicht 
erreicht werden können. ' 

Zu Z 25 (§ 114 Abs. 6): 

Siehe zu Z 16 (§ 111 Abs. 1). 

Zu Z 26 (§ 114 Abs. 6 a): 

Damit soll sichergestellt werden, daß in regelmä­
ßigen Zeiträumen (Quartal) auch jeweils die für 
das Teil-Fahrschulobligatorium notwendige Ausbil­
dung angeboten und bei Bedarf auch durchgeführt 
wird (Kontrahierungszwang). Der Fachverband 
der Kraftfahrschulen Österreichs wird dafür Sorge 
tragen, daß diese Schulung überall zu denselben 
Kosten angeboten wird. 

Zu Z 27 (§ 114 Abs. 7): 

Wenn bei einer Inspektion einer Fahrschule 
Mä.ngel festgestellt wurden, standen der Behörde 
bisher nur eingeschränkte Möglichkeiten zur Ver­
fügung, die Mängelbehebung durchzusetzen. Mit 
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der neuen Bestimmung sollen solche Möglichkeiten 
geschaffen werden. 

Zu Z 28 (§ 115): 

Diese Bestimmung wurde im Hinblick auf die 
durch das Judikat des VfGH geschaffene Rechts­
lage neu gefaßt. 

Zu Z 29 (§ 116 Abs. 2 a): 

. Die Zuständigkeit des Landeshauptmannes zur 
Durchführung eines Verfahrens in erster Instanz 
ergibt sich derzeit nur aus Nebenbestimmungen 
(wie etwa § 116 Abs.2 letzter Satz und Abs.3 
erster Satz). Daher wäre dies in einer positiven 
Norm festzuhalten. Ferner soll die Delegierung an 
den Landeshauptmann des Ausbildungsortes mög­
lich sein; vgl. § 67 Abs. 1. 

Zu Z 30 (§ 116 Abs. 6): 

Als Probefahrschullehrer undProbefahrlehrer 
können in Hinkunft nur mehr Personen bestellt 
werden, die sich auf die Lehrbefähigungsprüfung 
(§ 118) vorbereiten. Damit soll eine "mißbräuchli­
che" Verwendung von Probelehrern hintangehal­
ten werden. 

Zu Z 31 (§ 116 Abs. 6 a): 

Im Hinblick auf die Bedeutung, die einer gründ­
lichen Ausbildung des Fahrschullehrpersonals 
zukommt, muß sichergestellt werden, daß nur ent­
sprechend qualitative Ausbildungsstätten eine sol­
che Ausbildung vermitteln dürfen. Die Eignung der 
Ausbildungsstätte hat der. Landeshauptmann im 
Bewilligungsverfahren zu prüfen. 

Zu Z 32 und 34 (§ 116 Abs.7 und § 117 Abs.2): 

Die hier vorgesehene Verordnungsermächtigung 
schafft die Möglichkeit zur Erlassung eingehender 
Ausbildungsrichtlinien für die Fahrschullehrer- und 
Fahrlehrerausbildung. In der Zukunft soll auch 
eine obligatorische, in regelmäßigen Zeitabständen 
erfolgende Weiterbildung durch Verordnung vor-

. geschrieben werden. 

Zu Z 33 (§ 117 Abs. 1): 

Redaktionelle Richtigstellung. 

Zu Z 35 (§ 122): 

Der § 122 wurde überarbeitet und neu gefaßt. 
An Neuerungen scheinen auf: 

Der bisher als "Lehrender" Bezeichnete wird 
nunmehr richtig "Begleiter" genannt, da er keine 
Lehrtätigkeit ausübt. 

Abs. 2 Z 2 lit. d und Abs. 3 a: 

Die Maßnahmen zur Verminderung des ,,Anfän­
gerrisikos" müssen fortgesetzt werden. Nach der 

am 1. Oktober 1987 in Kraft gesetzten Reform der 
Lenkerprüfung wird demnächst ein allgemein ver­
bindlicher Fahrschullehrplan mit Verordnung -
gestützt auf den bereits bestehenden § 108 Abs.4 
- erlassen werden. Hiedurch vergrößert sich der 
Abstand zwischen der Fahrschul- und der Laien­
ausbildung (im Wege von Übungsfahrten) noch 
mehr als bisher. Im Interesse der Verkehrssicher­
heit an einer gediegenen Ausbildung sollen daher 
die Bewerber um eine Lenkerberechtigung mit 
Übungsfahrten wenigstens ein gewisses Maß an 
Fahrschulausbildung genießen; diese wird haupt­
sächlich im Bereich der sogenannten Gefahrenlehre 
und von bestimmten Fahrübungen bestehen; wobei 
ein. Teil dieser Ausbildung (Abs.2 Z 2 lit. d) vor 
Erteilung der Bewilligung für Übungsfahrten, der 
andere Teil (Abs. 3 a) spätestens vor dem Antritt 
zur praktischen Lenkerprüfung (§ 70 Abs. 2 a) 
absolviert werden muß. Siehe auch zu § 70 Abs. 2 a 
und § 114 Abs. 6 a. Die Teilnahme an der Schulung 
genügt; es muß in der Fahrschule keine Prüfung 
hierüber abgelegt werden. 

Abs.2Z3: 

Es sollen zB auch zwei Kraftwagen verwendet 
werden dürfen. 

Abs. 3 letzter Satz: 

Durch die Vornahme von Übungs fahrten könn­
ten die Wirkungen der Entziehung der Lenkerbe­
rechtigung umgangen werden, dann nämlich, wenn 
sich die Partei zB von der Ehegatt.in "ausbilden" 
läßt. Sie könnte dann, allerdings in Begleitung der 
Gattin, ein Fahrzeug so lenken, als wäre ihr die 
Lenkerberechtigung nicht entzogen worden. 

Abs.4: 

Der Lernende und der Begleiter müssen für ein 
Kontrollorgan als die im Bescheid genannten iden­
tifizierbar sein. 

Abs. 6 letzter Satz: 

Zur Verhinderung von weiterem Mißbrauch soll 
der Bewilligungsbescheid abzuliefern sein. 

Artikel 11 

Zu Abs. 1: 

Siehe zu Art. I Z 13 (§ 109 Abs. 5). Diese Bestim­
mung ist erforderlich, um die materielle Weitergel­
tung von § 109 Abs. 5 zweiter Satz zu sichern. 

Zu Abs. 2: 

Übergangsvorschrift für bereits erteilte Bewilli­
gungen nach § 122. 
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Textgegenüberstellung 
Geltender Text 

(8) Durch Verordnung sind nach den Erfordernissen der Verkehrs- und 
Betriebssicherheit, dem jeweiligen Stand der Technik entsprechend, die näheren 
Bestimmungen über den Vorgang und den Umfang der Prüfung festzusetzen. 

(1) Das Ausbilden von Bew~rbern um eine Lenkerberechtigung und das ent­
geltliche Weiterbilden von Besitzern einer Lenkerberechtigung ist unbeschadet 
der Bestimmungen der §§ 119 bis 122 a nur im Rahmen des Betriebes einer Fahr­
schule zulässig. 

Entwurf 

Bundesgesetz vom XXXXX, mit dem das Kraftfahrgesetz 1967 geändert wird 
(13. Kraftfahrgesetz-Novelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Kraftfahrgesetz 1967, BGBI. Nr. 267, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGBI. Nr .... , wird geändert wie folgt: 

1. Im § 70 wird nach dem Abs. 2 eingefügt: 

,,(2 a) Die praktische Lenkerprüfung dürfen nur ablegen Bewerber um eine 
Lenkerberechtigung 

a) für die Gruppe A, wenn sie nachweisen, daß sie im Rahmen des Betriebes 
einer Fahrschule eine praktische Vor- und Grundschulung absolviert 
haben und auch über deren theoretische Grundlagen unterrichtet wurden 
sowie am theoretischen Unterricht über das Verhalten auf den verschiede­
nen Arten von Straßen und über Gefahrenlehre teilgenommen und auch 
Schulfahrten durchgeführt haben; ;' 

b) für die Gruppe B oder C, wenn sie die im § 122 Abs.2 Z 2 lit. d und 
Abs. 3 a angeführte Schulung nachweisen. 

Die Schulung darf nicht länger als vor einem Jahr abgeschlossen worden sein. 
Der Nachweis dieser Schulung entfällt für Bewerber, die gemäß § 119, § 120 
oder § 122 a ausgebildet wurden oder die eine ausländische Lenkerberechtigung 
für die betreffende Gruppe besitzen." 

2. Im § 70 Abs. 8 wird vor dem letzten Wort eingefügt: 

"sowie den Umfang der im Abs. 2 a lit. a angeführten Schulung hinsichtlich des, 
zeitlichen Ausmaßes und des Inhaltes". 

3. Im § 108 lautet der Abs. 1: 

,,(1) Das Ausbilden von Bewerbern um eine Lenkerberechtigung und das ent­
geltliche Weiterbilden von Besitzern einer Lenkerberechtigung durch Vertiefung 
bereits erworbener Kenntnisse ist unbeschadet der §§ 119 bis 122 a nur im Rah­
men des Betriebes einer Fahrschule zulässig." 
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Geltender Text 

(3) Die Errichtung einer Fahrschule und die Verlegung ihres Standortes 
bedürfen der Bewilligung des Landeshauptmannes ; die Verlegung des Standor­
tes ist nur innerhalb desselben Bundeslandes zulässig. Der Betrieb der Fahrschule 
darf erst aufgenommen werden, wenn der Landeshauptmann die Genehmigung 
hiezu erteilt hat (§ 112 Abs. 1). In der Bewilligung zur Errichtung einer Fahr­
schule ist anzuführen, für welche Gruppen von Kraftfahrzeugen Lenker ausge­
bildet werden dürfen; § 65 Abs. 1 gilt sinngemäß. Die Fahrschulbewilligung und 
die Betriebsgenehmigung (§ 112 Abs. 1) gelten bei gewerbsmäßig betriebenen 
Fahrschulen nach dem Tod ihres Besitzers auch für einen hinterbliebenen Ehe­
gatten und für Nachkommen, ersten Grades bis zur Vollendung ihres 24. Lebens­
jahres. 

(4) Durch Verordnung können nach den Erfordernissen der Verkehrs- und 
Betriebssicherheit, dem jeweiligen Stand der Technik entsprechend, die näheren 
Bestimmungen über das im Abs. 1 angeführte Ausbilden oder entgeltliche Wei­
terbilden von Lenkern in Fahrschulen festgesetzt werden. 

Persönliche Voraussetzungen für die Erteilung einer Fahrschulbewilligung 

§ 109. (1) Eine Fahrschulbewilligung (§ 108 Abs. 3) darf nur natürlichen Per-
sonen und nur Personen erteilt werden, die 

a) das 24. Lebensjahr vollt;ndet haben, 
b) vertrauenswürdig sind, 
c) die Leistungsfähigkeit der Fahrschule gewährleisten können, 

Entwurf 

4. Im § 108 Abs. 3 vierter Satz entfallen die Worte "bei gewerbsmäßig betrie­
benen Fahrschulen". 

5. Im § 108 Abs. 3 vierter Satz tritt an die Stelle der Zahl ,,24." die Zahl ,,30.". 

6. Im § 108 Abs. 3 wird am Ende angefügt: 

"Der Ehegatte oder der Nachkomme hat den Tod des Fahrschulbesitzers unver­
züglich dem Landeshauptmann bekanntzugeben. § 41 Abs. 1 bis 3, Abs. 4 erster 
Satz GewO 1973 und §§ 42 bis 45 GewO 1973 gelten sinngemäß." 

7. Im § 108 Abs. 4 entfallen die Worte "oder entgeltliche Weiterbilden". 

8" Nach dem § 108 wird eingefügt: 

"Unterweisen von Besitzern einer Lenkerberechtigung 

§ 108 a. (1)' Das entgeltliche theoretische und praktische Unterweisen von 
Besitzern einer Lenkerberechtigung in besonderen Fahrfertigkeiten darf nur auf 
Landflächen, die nicht Straßen mit öffentlichem Verkehr sind, und nur auf 

. Grund einer Ermächtigung des Landeshauptmannes durchgeführt werden. Diese 
ist auf Antrag zu erteilen, wenn der Antragsteller für die Vermittlung der Fach­
kenntnisse über das erforderliche Personal und die erforderlichen Anlagen und 
Einrichtungen verfügt. Die Ermächtigung ist zu widerrufen, wenn die Voraus­
setzungen für die Erteilung nicht mehr gegeben sind. 

(2) Durch Verordnung können nach den Erfordernissen der Verkehrssicher­
heit' dem jeweiligen Stand der Wissenschaft und Technik entsprechend, nähere 
Bestimmungen über die Gegenstände, den Umfang und die Art der im Abs. 1 
angeführten Unterweisung sowie über die Voraussetzungen, unter denen eine 
Ermächtigung gemäß Abs. 1 zu erteilen ist, festgesetzt werden." 

Im § 109 Abs. 1 hat di~ lit. a zu lauten: 

"a) österreichische Staatsbürger sind und das 27. Lebensjahr vollendet 
haben,". 
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Geltender Text 

d) auch im Hinblick auf die Lage ihres ordentlichen Wohnsitzes die unmittel­
bare persönliche Leitung der Fahrschule erwanen lassen, sofern nicht ein 
Leiter im Sinne des § 113 Abs. 2 lit. bund c bestellt wird, 

e) das Diplom der Fakultät für Maschinenbau oder für Elektrotechnik einer 
österreichischen Technischen Universität besitzen oder die Reifeprüfung 
an einer österreichischen Höheren technischen Lehranstalt maschinen­
oder elektrotechnischer Richtung erfolgreich bestanden haben, 

f) eine Fahrschullehrerberechtigung (§ 116) für die in Betracht kommenden 
Gruppen von Kraftfahrzeugen besitzen, 

g) seit mindestens drei Jahren eine Lenkerberechtigung für: die Gruppe von 
Kraftfahrzeugen besitzen, für die Lenker ausgebildet werden· sollen, und 
glaubhaft machen, daß sie innerhalb der letzten fünf Jahre mindestens drei 
Jahre lang solche Fahrzeuge tatsächlich gelenkt haben und nicht wegen 
schwerer Verstöße gegen kraftfahrrechtliche oder straßenpolizeiliche V or­
schriften bestraft worden sind; bei Bewerbern um eine Fahrschulbewilli­
gung für die Gruppe D ist jedoch nur eine Lenkerberechtigung für die 
Gruppe C und die Lenkerpraxis mit Fahrzeugen dieser Gruppe, sofern sie 
nicht auch in eine andere Gruppe fallen, erforderlich und die 

h) glaubhaft machen, daß sie Gelegenheit hatten, mindestens drei Jahre, für 
Besitzer eines in der lit. e angefühnen Diploms ein Jahr lang als Fahrschul­

. lehrer die für das Ausbilden von Lenkern erforderlichen Erfahrungen auf 
dem Gebiete des Kraftfahrwesens zu erwerben. 

(4) Die für das Ausbilden von Lenkern erforderlichen Erfahrungen auf dem 
Gebiete des Kraftfahrwesens (Abs. 1 lit. h) können auch durch eine mindestens 
dreijährige Tätigkeit erworben sein als Ausbildner von 

a) Lenkern an einer land- und forstwinschaftlichen Lehr- oder Versuchsan­
stalt (§ 119 Abs. 1), einer Höheren technischen Lehranstalt maschinen­
oder elektrotechnischer Richtun'g oder einer Fachschule maschinen- oder 
elektrotechnischer Richtung (§ 119 Abs. 3), . . 

b) Bedienstete der Dienststellen des Bundes, der Länder, der Gemeindever­
bände oder Onsgemeinden mit mehr als 50.000 Einwohnern und der von 
diesen Gebietskörperschaften unter ihrer Haftung betriebenen Unterneh-
mungen zu Lenkern (§ 120 Abs. 2) oder . ' 

c) Lenkern von Heereskraftfahrzeugen (§ 121). 

(5) Erlischt eine Fahrschulbewilligung durch Zurücklegung, so sind bei 
gewerbsmäßig betfiebenen Fahrschulen ein Eheg~tte und Nachkommen ersten 
Grades, auch wenn sie die im Abs. 1 lit. a und c bis h angefühnen Voraussetzun-

Entwurf 

10. Im § 109 Abs. 1 werden am Ende der lit. g die Wone "und die" durch 
einen Beistrich ersetzt, und lit. h lautet: 

"h) glaubhaft machen, daß sie innerhalb der letzten zehn Jahre mindestens 
fünf Jahre, für Besitzer eines in der lit. e angefühnen Diplome drei Jahre 
lang als Fahrschullehrer die für das Ausbilden von Lenkern erforderlichen 
Erfahrungen auf dem Gebiete des Kraftfahrwesens erworben haben, und 
die" . . 

11. Im § 109 Abs. 1 wird am Ende angefügt: 

"i) noch keine Fahrschulbewilligung für die beantragte Gruppe (§ 108 Abs. 3) 
besitzen." 

, 12. Im § 109 Abs. 4 entfallen inder Einleitung die Wone "mindestens dreijäh­
rige". 

13 .. Im § 109 entfällt der Abs. 5. 
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Gel t end eer Tex t 

gen picht edüllen" bei der Bewerbung um eine neue Fahrschulbewilligung vor 
anderen Bewerbern zu berücksichtigen. Wenn dem Ehegatten oder Nachkom­
men unter Anwendung dieser Bestimmung eine Fahrschulbewilligung erteilt 
wurde, ist die Erteilung einer Fahrschulbewilligung für einen anderen Standort 
an die Person, die die ursprüngliche zurückgelegt hatte, unzulässig. Das gleiche 
gilt, wenn bei einer gewerbsmäßig betriebenen Fahrschule die Fahrschulbewilli-

~ gung nac,h dem Tod ihres Besitzers für dessen Nachkommen ersten Grades wei­
tergegolten hat und diese sich nach Vollendung ihres 24. Lebensjahres um eine 
neue Fahrschulbewilligung bewerben. 

Sachliche Voraussetzungen für die Erteilung einer Fahrscbulbewi1ligung und für 
die Bewilligung einer Standortverlegung 

(3) Für die Bewilligung der Verlegung des Standortes einer Fahrschule gelten 
die Bestimmungen des Abs. 1 s(nngemäß. ' , 

(1) Vor der Erteilung der Fahrschulbewilligung (§ 108 Abs. 3) oder ihrer Aus­
dehnung auf weitere Gruppen von Fahrzeugen hat der Landeshauptmann von 
der zuständigen gesetzlichen Interessenvertretung eine Stellungnahme zu der 
Frage des gemäß § 110 Ab~. 1 lit. b zu prüfenden Bedarfes einzuholen; dieser 
steht das Recht der Berufung zu, wenn die Fahrschulbewilligung entgegen ihrer 
Stellungnahme erteilt. wurde. 

(3) Für die Bewilligung der Verlegung des Standortes einer Fahrschule gelten 
die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sinngemäß. 

Genehmigung, des Betriebes einer Fahrschule 

§ 112. (1) Der Landeshauptmann hat die Genehmigung für den Betrieb einer, 
Fahrschule zu erteilen, wenn die erforderlichen Räume, Lehrbehelfe und Schul­
fahrzeuge vorhanden sind und diese und die Bezeichnung der Fahrschule den 
Bestimmungen der Abs. 2 und 3 entsprechen. Vor der Erteilung dieser Betriebs­
genehmigung sind die Schulräume, Scllulfahrzeuge und Lehrbehelfe zu überprü­
fen. 

(2) Die Räume, Lehrbehelfe und Schulfahrzeuge einer Fahrschule müssen für 
die theoretische und praktische Ausbildung der Fahrschüler geeignet sein. Bei 
gewerbsmäßig betriebenen Fahrschulen muß in den Schulräumen für den theore-

Entwurf 

14. In der Überschrift zu § 110 entfallen die'Worte "uhd für die Bewilligung 
einer Standortverlegung" . 

15. Im § 110 entfällt der Abs. 3. 

16. Im § 111 entfällt der Abs. 1. 

17. Im § 111 lautet der Abs. 3: 

,,(3) Für die Bewilligung der Verlegung des Standortes einer Fahrschule gelten 
Abs.2 sowie § 110 sinngemäß." 

18. Im § 112 Abs. 1 tritt an die Stelle des Zitates "der Abs. 2 und 3" das Zitat 
"des Abs. 3". -

19. Im § 112 lautet der Abs. 2: 

,,(2) Der vollständige Fahrschultarif ist von außen lesbar neben oder in der 
Nähe der Eingangstür anzub.ringen. In die Preise sind alle Zuschläge einzubezie-
hen ("Inklusivpreise")." -
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Geltender Text 

tischen Unterricht der vollständige Fahrschultarif angeschlagen sein. Die 
Bezeichnung der Fahrschule muß ihrer Bestimmung entsprechen. 

(3) Schulfahrzeuge müssen hinsichtlich ihrer Bauart, ihrer Abmessungen, ihrer 
höchsten zulässigen Gesamtgewichte und Achslasten und ihrer Ausrüstung den 
allgemein im Verkehr verwendeten Fahrzeugen der in Betracht kommenden 
Gruppe (§ 65) entsprechen; dies gilt nicht für Fahrzeuge zur Ausbildung von 
körperbehinderten Fahrschülern. Bei Schulkraftwagen muß es vom Platz neben 
dem Lenkerplatz aus möglich sein, auf die Fahrweise des Fahrschülers hinrei­
chend Einfluß zu nehmen und die Betriebs- und Hilfsbremsanlage sowie die 
Vorrichtung zum Abg~ben von akustischen Warnzeichen und die Vorrichtung 
zum Abgeben von optischen Warnzeichen zu betätigen und die Scheinwerfer 
abzublenden. 

Leitung der Fahrschule 

§ 113. (1) Der Fahrschulbesitzer hat den Betrieb seiner Fahrschule außer in 
den im Abs. 2 angeführten Fällen selbst zu führen und darf nur aus zwingenden 
in seiner Person gelegenen Gründen einen verantwortlichen Leiter, den Fahr­
schulleiter bestellen. Gilt die Fahrschulbewilligung nach dem Tod des Fahrschul­
besitzers für den Ehegatten oder für Nachkommen ersten Grades weiter, so 
haben diese den Tod dem Landeshauptmann bekanntzugeben. 

(2) Ein Fahrschulleiter ist zu bestellen, wenn 
a) der Fahrschulbesitzer durch eine längerdauernde Krankheit daran gehin­

dert ist, den Betrieb seiner Fahrschule selbst zu führen, oder wenn ihm dies 
vom Landeshauptmann untersagt wurde (§ 115 Abs. 3), 

b) eine gewerbsmäßig betriebene Fahrschule nach dem Tod ihres Besitzers 
vom hinterbliebenen Ehegatten oder von Nachkommen ersten Grades wei­
tergeführt wird (§ 108 Abs. 3), die die Voraussetzungen des § 109 Abs. 1 
nicht erfüllen, oder 

c) die Fahrschulbewilligung für eine gewerbsmäßig betriebene Fahrschule 
durch Zurücklegung erloschen ist und einem Ehegatten oder Nachkom­
men gemäß § 109 Abs. 5 eine neue Fahrschulbewilligung -erteilt wurde, 
obwohl sie die Voraussetzungen des § 109 Abs. 1 nicht erfüllen. 

Entwurf 

20. Im § 112 Abs. 3 zweiter Satz tritt an die Stelle der Worte "Betriebs- und 
Hilfsbremsanlage" das Wort "Betriebsbremsanlage" . 

21. § 113 lautet: 

"Leitung der Fahrschule 

§ lÜ. (1) Der Fahrschulbesitzer hat den Betrieb seiner Fahrschule außer in 
den im Abs. 2 angeführten Fällen selbst zu leiten; dies erfordert für die sich aus 
diesem Bundesgesetz und aus den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen 
Verordnungen ergebenden Pflichten, wie insbesondere die Aufsicht über die 
Lehrtätigkeit und die wirtschaftliche Gebarung, die hiefür notwenaige Anwesen­
heitsdauer in der Fahrschule. Der Fahrschulbesitzer darf sich zur Erfüllung die­
ser Pflichten nur in den Fällen des Abs. 2 durch einen verantwortlichen Leiter, 
den Fahrschulleiter, vertreten lassen. 

(2) Ein Fahrschulleiter ist erforderlich, wenn 
a) der Fahrschulbesitzer durch eine länger als sechs Wochen dauernde Abwe­

senheit daran gehindert ist, den Betrieb seiner Fahrschule selbst zu leiten, 
oder wenn ihm dies vom Landeshauptmann untersagt wurde (§ 115 Abs. 3) 
oder 

b) eine Fahrschule nach dem Tod ihres Besitzers vom hinterbliebenen Ehe­
gatten oder von Nachkommen ersten Grades weitergeführt wird (§ 108 
Abs. 3), die die Voraussetzungen des § 109 Abs. 1 nicht erfüllen. 
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j Geltender Text 

Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr hat von der Ver­
pflichtung nach lit. b zu befreien, wenn die Leistungsfähigkeit der Fahrschule 
gewährleistet ist und keine Bedenken bestehen; diese Befreiung darf nur für 
längstens fünf Jahre und bei Nachkommen ersten Grades nur bis zur Vollen­
dun!? ihres 24. Lebensjahres erteilt werden. 

(3) Zum Fahrschulleiter (Abs. 1) darf nur eine Person bestellt werden, bei der 
die im § 109 Abs. 1 angeführten Voraussetzungen gegeben sind oder die bereits 
berechtigt ist, eine Fahrschule zu leiten. 

(4) Die Bestellung zum Fahrschulleiter bedarf der Bewilligung des Landes­
hauptmannes; diese ist zu erteilen, wenn die in den Abs. 1 bis 3 angeführten Vor­
aussetzungen hiefür gegeben sind. Die Bewilligung ist zu entziehen, wenn diese 
Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. ' 

(2) Die Lehrpersonen haben ihren Fahrlehrerausweis beim Erteilen des prakti­
schen Unterrichtes auf Schulfahrten mitzuführen und den Organen des öffentli­
chen Sicherheitsdienstes oder der Straßenaufsicht auf Verlangen zur Überprü­
fung auszuhändigen. Nach Beendigung ihres Anstellungsverhältnisses oder nach 
Einstellung des Fahrschulbetriebes ist der Fahrlehrerausweis unverzüglich dem 
Landeshauptmann abzuliefern. 

(4) Der Lehrende 
1. darf Schulfahrten nur durchführen, wenn er sich in einer hiefür geeigneten 

körperlichen und geistigen Verfassung befindet; 
2. hat dafür zu sorgen, daß der Fahrschüler die Verkehrsvorschriften genau 

beachtet; 
3. darf den Fahrschüler nicht in Verkehrsverhältnisse bringen, denen dieser 

nicht gewachsen ist; 
4. hat, wenn nötig, durch rechtzeitige Einflußnahme auf die Fahrweise des 

Fahrschülers Unfällen vorzubeugen; 
5. muß auf Schulfahrten mit 

a) Kraftwagen, außer bei Fahrübungen gemäß § 70 Abs. 3 lit. b, neben dem 
Fahrschüler sitzen; 

Entwurf 

(3) Als Fahrschulleiter (Abs. 1) darf nur eine Person verwendet werden, bei 
der die im § 109 Abs. 1 lit. abis h angeführten Voraussetzungen gegeben sind 
oder die bereits berechtigt ist, eine Fahrschule zu leiten, und die nicht bereits 
Besitzer oder Leiter einer anderen Fahrschule ist. 

(4) Die Verwendung als Fahrschulleiter bedarf der Bewilligung des Landes­
hauptmannes; diese ist zu erteilen, wenn 'die in den Abs. 2 und 3 angeführten 
Voraussetzungen hiefür gegeben sind. Die Bewilligung ist ,zu entziehen, wenn 
diese Voraussetzungen nicht mehr vorliegen." 

22. Im § 114 Abs. 2 tritt an die Stelle des zweiten Satzes: 

"Der Besitzer eines Fahrlehrerausweises hat diesen unverzüglich dem Landes­
hauptmann abzuliefern, wenn er nicht mehr in der betreffenden Fahrschule tätig 
ist, wenn er die Berechtigung zum Erteilen von praktischem Unterricht verliert 
oder wenn der Fahrschulbetrieb eingestellt wird. Wenn die Tätigkeit in der 
betreffenden Fahrschule nur vorübergehend unterbrochen wird, kann auch der 
Fahrschulbesitzer oder Fahrschulleiter den Fahrlehrerausweis in Verwahrung 
nehmen. Dies gilt sinngemäß auch für F~hrschullehrerausweise." 

23. Im § 114 Abs. 4 lautet die Z 5 lit. a: 

,,5. muß auf Schulfahrten, außer bei Fahrübungen gemäß § 70 Abs. 3 lit. b, mit 
a) Kraftwagen 'neben dem Fahrschüler sitzen;". " 
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Geltender Text 

(5) Das Abhalten eines Fahrschulkurses außerhalb des Standortes der Fahr­
schule ist nur mit Bewilligung des Landeshauptmannes zulässig. Die Bewilligung 
darf nur für einen Fahrschulkurs von bestimmter Dauer und nur dann erteilt 
werden, wenn 

a) der Fahrschulku~ im selben Bundesland abgehalten werden soll, 
b) die im § 110 Abs. 1 Iit. a angeführten sachlichen Voraussetzungen für den 

Fahrschulbetrieb auch für den abzuhaltenden Fahrschulkurs gegeben sind, 
c) die unmittelbare persönliche Leitung des abzuhaltenden Fahrschulkurses 

durch den Fahrschulbesitzer oder Fahrschulleiter zu erwarten ist und 
d) an dem in Aussicht genommenen Ort ein Bedarf für den abzuhaltenden 

Fahrschulkurs besteht. 

(6) Vor der Bewilligung zur Abhaltung eines Fahrschulkurses außerhalb des 
Standortes der Fahrschule hat der Landeshauptmann von der zuständigen 
gesetzlichen Interessenvertretung eine Stellungnahme zur Frage des Bedarfes 
einzuholen; dieser steht das Recht der Berufung zu, wenn die Bewilligung entge­
gen ihrer Stell~,ngnahme erteilt wurde. 

(7) Der Landeshauptmann hat die Leistung der Fahrschule und den ordnungs/­
gemäßen Zustand ihrer Räume, Lehrbehelfe und Schulfahrzeuge zu überwachen 
und kann jederzeit überprüf~n, ob beim Fahrschulbesitzer oder Fahrschull~iter 
die Voraussetzungen für die Erteilung der Fahrschulbewilligung und bei den 
Fahrschullehrern und Fahrlehrern die Voraussetzungen für die Erteilung der 
Fahrschullehrer- oder Fahrlehrerberechtigung noch gegeben sind. Er kann 
anordnen, daß in den Schulräumen bestimmte Bekanntmachungen anzuschlagen 
sind. 

Entwurf 

24. Im § 114 Abs. 5 lautet die lit. d: 

"d) von dem in Aussicht genommenen Ort aus keine bestehende Fahrschule, 
insbesondere auch unter Berücksichtigung der öffentlichen V erkehrsmit- I 

tel, leicht erreicht werden kann." 

25. Im § 114 entfällt der Abs. 6. 

26. Im § 114 wird eingefügt: 

,,(6 a) Die im § 70 Abs. 2 a angeführte Schulung muß in regelmäßigen Zeitab­
ständen, mindestens einmal in jedem Vierteljahr, in sonst üblicher Weise ange­
kündigt und für allfällige Bewerber durchgeführt werden." 

27. Im § 114 Abs. 7 wird angefügt: 

"Er kann ferner Anordnungen zur Behebung von Mängeln treffen. Den Anord­
nungen des Landeshauptmannes ist unverzüglich zu entsprechen." 
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Geltender Text 

Entziehung der Fahrschulbewilligung und Verbot des Fahrschulbetriebes 

§ 115. (1) Die Fahrschulbewilligung (§ 108 Abs. 3) ist zu entziehen, wenn 
a) der Fahrschulbetrieb aus Verschulden ihres Besitzers mehr als sechs 

~v1onate nach der Erteilung der Fahrschulbew~inigüng nicht begonnen oder 
mehr als sechs Monate ununterbrochen geruht hat oder 

b) die Leistungsfähigkeit der Fahrschule nicht mehr für einen ordnungsgemä­
ßen Fahrschulbetrieb ausreicht. 

(2) Die Fahrschulbewilligung kann entzogen werden, wenn 
a) ein dringender Bedarf nach einer Fahrschule besteht und der Fahrschulbe­

trieb auch ohne Verschulden des Besitzers mehr als sechs Monate nach der 
Erteilung der Fahrbewilligung nicht begonnen oder mehr als sechs Monate 
ununterbrochen geruht hat, 

b) ihr Besitzer die im § 109 angeführten persönlichen Voraussetzungen für 
die Erteilung der Fahrschulbewilligung nicht mehr erfüllt, die Entziehung 
seiner Lenkerberechtigung wegen eines körperlichen Gebrechens ist" 
jedoch allein nicht als Grund für die Entziehung der Fahrschulbewilligung 
ausreichend, oder 

c) die im § 110 Abs. 1 lit. a angeführten sachlichen Voraussetzungen nicht 
mehr gegeben sind. 

(3) Der Landeshauptmann kann dem Fahrschulbesitzer in den im Abs. 2 lit. b 
und c angeführten Fällen auch nur untersagen, den Fahrschulbetrieb während 
einer bestimmten Zeit selbst zu führen, wenn zu erwarten ist, daß die fehlenden 
Voraussetzungen innerhalb einer absehbaren Zeit wieder gegeben sein werden. 

(4) Nach der Entziehung einer Fahrschulbewilligung können bereits begon­
nene Kurse bis zu ihrem ordnungsgemäßen Abschluß weitergeführt werden, 
wenn hiefür ein geeigneter Leiter bestellt und die Bestellung bewilligt wurde. 

Entwurf 

28. § 115 lautet: 

"Entziehung der Fahrschulbewilligung und Verbot des Fahrschulbetriebes" 

§ 115. (1) Die Fahrschulbewilligung (§ 108 Abs. 3) ist zu entziehen, wenn der 
Fahrschulbetrieb mehr als ein Jahr nach der Erteilung der Fahrschulbewilligung 
nicht begonnen oder mehr als sechs lv1'Onate unünterbrochen gerüht hat. 

(2) Die Fahrschulbewilligung ist ganz oder nur hinsichtlich bestimmter Grup­
pen zu entziehen, wenn 

a) ihr Besitzer die im § 109 angeführten persönlichen Voraussetzungen für 
die Erteilung der Fahrschulbewilligung nicht mehr erfüllt; die Entziehung 
seiner Lenkerberechtigung wegen eines körperlichen Gebrechens ist 
jedoch nicht allein als Grund für die Entziehung der Fahrschulbewilligung 
ausreichend, 

b) die im § 110 Abs. 1 lit: a angeführten sachlichen Voraussetzungen nicht 
mehr gegeben sind, 

c) die Fahrschule seit mehr als vier Wochen ohne verantwortliche Leitung 
(§ 113 Abs. 1 und 2) ist oder ~ 

d) die Verpflichtungen. gemäß § 114 Abs. 6 a nicht eingehalten werden. 

(3) Der Landeshauptmann kann dem Fahrschulbesitzer in den im Abs. 2 ange- . 
führten Fällen auch nur untersagen, den Fahrschulbetrieb während einer 
bestimmten Zeit selbst zu führen, wenn zu erwarten ist, daß die fehlenden V or­
aussetzungen innerhalb einer absehbaren Zeit ~ieder gegeben sein werden." 

29. Im § 116 wird eingefü,gt: 

,,(2 a) Über einen Antrag auf Erteilung der Fahrschullehrerberechtigung ent­
scheidet der Landeshauptmann. Auf Antrag hat der Landeshauptmann, in dessen 
örtlichen Wirkungsbereich der Antragsteller seinen ordentlichen Wohnsitz hat, 
die Durch- oder Weiterführung des Verfahrens auf den Landeshauptmann zu 
übertragen, in dessen örtlichen Wirkungsbereich der Ort der Ausbildung des 
Antragstellers liegt, wenn dadurch eine wesentliche Vereinfachung des Verfah­
rens oder eine erhebliche Erleichterung für den Antragsteller erzielt wird." 
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(6) Der Landeshauptmann hat auf Antrag Personen, bei denen die im § 109 
Abs. 1 lit. b, e und g oder die im Abs. 1 angeführten Voraussetzungen vorliegen 
oder bei denen nur die im § 109 Abs. 1 lit. bund g angeführten Voraussetzungen 
vorliegen und denen eine Befreiung gemäß Abs.2 oder gemäß § 109 Abs.2 
erteilt wurde, für nicht mehr als drei Monate die Berechtigung zu erteilen, in 
einer bestimmten Fahrschule als Probefahrschullehrer theoretischen und prakti­
schen Unterricht zu erteilen, wenn bei der Fahrschule noch kein Probefahrschul­
lehrer verwendet wird (§ 114 Abs. 1) oder wenn die Anzahl der Fahrschullehrer 
mindestens das Dreifache der Anzahl der Probefahrschullehrer beträgt und nur 
wenn keine Bedenken bestehen. Diese Berechtigung darf nur in besonderen Aus­
nahmefällen, nur einmal und nur um drei Monate verlängert werden. 

(7) Durch Verordnung können nach den Erfordernissen der Verkehrs- und 
Betriebssicherheit, dem jeweiligen Stand der Technik entsprechend, die näheren 
Bestimmungen über die Ausbildung von Fahrschullehrern festgesetzt werden. 

Entwurf 

30. Im § 116 lautet der Abs. 6: 

,,(6) Der Landeshauptmann hat auf Antrag Personen, bei denen die im § 109 
Abs. 1 lit. b, e und g oder die im Abs, 1 angeführten Voraussetzungen vorliegen 
oder bei denen nur die im § 109 Abs. 1lit. bund g angeführten Voraussetzungen 
vorliegen und denen eine Befreiung gemäß Abs. 2 oder gemäß § 109 Abs. 2 
erteilt wurde, die Berechtigung zu erteilen, in einer bestimmten Fahrschule als 
Probefahrschullehrer theoretischen und praktischen Unterricht zu erteilen, wenn 
diese Personen zur Vorbereitung auf die Lehrbefähigungsprüfung (§ 118) in 
Ausbildung stehen. Die Berechtigung ist entsprechend zu befristen und darf nur 
in besonderen Ausnahmefällen verlängert werden." 

31. Im § 116 wird eingefügt: 

,,(6 a) Die entgeltliche Ausbildung von Fahrschullehrern darf nur durch Aus­
bildungsstätten erfolgen, die hiezu vom Landeshauptmann ermächtigt worden 
sind. Vor der Entscheidung sind die zuständigen gesetzlichen Interessenvertre­
tungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu hören." 

32. Im § 116 lautet der Abs. 7: 

,,(7) Durch Verordnung sind nach den Erfordernissen der Verkehrssicherheit, 
dem jeweiligen Stand der Wissenschaft und Technik entsprechend, die näheren 
Bestimmungen über die im Abs. 6 a angeführten Ausbildungsstätten hinsichtlich 

a) ihrer Ausstattung, 
b) ihres Lehrpersonals und 
c) ihres Lehrplanes 

festzusetzen. Ferner kann auch eine in periodischen Zeitabständen durchzufüh­
rende Weiterbildung von Fahrschullehrern angeordnet werden, wobei in sinnge­
mäßer Anwendung des ersten Satzes die niiheren Bestimmungen über die Wei­
terbildungsstätten festzusetzen sind. Der Bundesminister f.ür öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr kann auch eine zentrale Ausbildungsstätte zur Vereinheitli­
chung der theoretischen und praktischen Ausbildung und zur Weiterbildung ein­
richten. In diesem Fall kann nach Herstellung des Einvernehmens mit dem Bun­
desminister für Finanzen der Besuch dieser Ausbildungsstätte für Bewerber um 
eine Fahrschullehrerberechtigung ganz oder teilweise für verbindlich erklärt 
werden." 
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Fahrlehrer 

§ 117. (1) Die Berechtigung, als Fahrlehrer an einer Fahrschule praktischen 
Fahrunterricht zu erteilen, darf nur Personen erteilt werden, die die im § 109 
Abs. 1lit. bund g angeführten Voraussetzungen erfüllen; § 65 Abs. 1 gilt sinnge­
maß, jedoch umfaßt die Fahrlehrerberechtigung für die Gruppe C oder D nicht 
auch die für die Gruppen B, Fund G. Die Bestimmungen des § 109 Abs. 3 und 
§ 116 Abs. 3, 4 und 6 sind auf Fahrlehrer sinngemäß anzuwenden. Die Fahrleh­
rerberechtigung ist zu entziehen, wenn die Voraussetzungen für ihre Erteilung 
nicht mehr gegeben sind. 

(2) Durch Verordnung können nach den Erfordernissen der Verkehrs- und 
Betriebssicherheit, dem jeweiligen Stand der Technik entsprechend, die näheren 
Bestimmungen über die Ausbildung von Fahrlehrern festgesetzt werden. . 

( Übungsfahrten 

§ 122. (1) Übungsfahrten zur unentgeltlichen, nicht gewerbsmäßig betriebe­
nen Ausbildung eines Bewerbers um eine Lenkerberechtigung dürfen unbescha- . 
det der Bestimmungen der §§ 120 und 121 nur mit Bewilligung der Behörde 
durchgeführt werden, in deren örtlichem Wirkungskreis der Lehrende seinen 
ordentlichen Wohnsitz hat. Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn der 
Bewerber das erforderliche Mindesta/ter erreicht hat oder in spätestens drei 
Monaten erreichen wird, wenn er verkehrszuverlässig (§ 66) ist und wenn er 
zum Lenken von Kraftfahrzeugen der Gruppe, für die die Bewilligung ange­
strebt wird, geistig und körperlich geeignet (§ 69) ist. Eine Bewilligung zur V or­
nahme von Ubungsfahrten mit Kraftfahrzeugen der Gruppe A (§ 65) darf nicht 
erteilt werden. 

(2) Die im Abs. 1 angeführte Bewilligung ist nach Maßgabe der Bestimmun­
gen des Abs. 3.zu erteilen, wenn der Lehrende während der der Einbringung des 
Antrages um diese Bewilligung unmittelbar vorangehenden drei Jahre Kraftfahr­
zeuge der Gruppe gelenkt hat, in die dasfür die Übungsfahrtenzu verwendende 
Kraftfahrzeug fällt, und nicht wegen schwerer Verstöße gegen kraftfahrrechtli­
che oder straßenpolizeiliche Vorschriften bestraft wurde. Die Bewilligung darf 
für denselben Bewerber um eine Lenkerberechtigung nur einmal und für nicht 
länger als ein Jahr erteilt werden; sie ist, soweit dies auf Grund der Erhebungen 
oder wegen der Art der vom Lernenden angestrebten Lenkerberechtigung nach 

Entwurf 

33. Im § 117 Abs. 1 erster Satz, zweiter Halbsatz, lautet das den § 116 betref­
fende Zitat ,,§ 116 Abs. 2 a, 3, 4 und 6". 

34. Im § 117 lautet der Abs. 2: 

,,(2) § 116 Abs. 6 a und 7 gilt sinngemäß." 

35. § 122 lautet: 

" Übungsfahrten 

§ 122. (1) Ein Bewerber um eine Lenkerberechtigung darf Übungsfahrten auf 
Straßen mit öffentlichem Verkehr nur in Begleitung eines Besitzers einer Len­
kerberechtigung für die betreffende Gruppe durchführen, der hiefüreine Bewil­
ligung der Behörde besitzt, in deren örtlichem Wirkungsbereich er seinen 
ordentlichen Wohnsitz hat. Der Begleiter darf für seine Tätigkeit kein Entgelt 
annehmen. 

(2) Die im Abs. 1 angeführte Bewilligung ist zu erteilen, wenn folgende Vor­
aussetzungen erfüllt sind: 

1. der Begleiter 
a) muß seit mindestens drei Jahren eine Lenkerberechtigung für die 

betreffende Gruppe besitzen, 
b) muß während der der Einbringung des Antrages um die BewilÜgung 

unmittelbar vorangehenden drei Jahre Kraftfahrzeuge der betreffenden 
Gruppe gelenkt haben, 
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Geltender Text 

den Erfordernissen der Verkehrssicherheit nötig ist, unter den entsprechenden 
Auflagen oder zeitlichen, örtlichen oder sachlichen Beschränkungen der Gültig-
keit zu erteilen. . 

(3) Demselben Antragsteller darf jedoch innerhalb eines Jahres nur zweimal 
, eine Bewilligung zur Vornah~e von Üburigsfahrten (Abs. 1) erteilt werden und 

nur zur Ausbildung bestimmter, im Bewilligungsbescheid namentlich angeführter 
Personen. Das Kennzeichen und die Fahrgestellnummer des zur Vornahme der 
Übungsfahrten verwendeten Kraftfahrzeuges sind im Bewilligungsbescheid 
anzuführen. 

(4) Der Lehrende hat auf Übungsfahrten den Bewilligungsbescheid (Abs. 1) 
mitzuführen und den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder der 
Straßenaufsicht auf Verlangen zur Überprüfung auszuhändigen. Die 'Bestim­
mungen des § 114 Abs. 4 über die Erteilung des praktischen Unterrichtes gelten 
sinngemäß. 

(5) Bei Übungsfahrten mit mehrspurigen Kraftfahrzeugen muß vorne und hin­
ten am Fahrzeug eine Tafel mit dem Buchstaben "L" in vollständig sichtbarer 
und gut lesbarer und unverwischbarer weißer Schrift auf hellblauem Grund 
sowie eine Tafel mit der vollständig ,sichtbaren und dauernd gut lesbaren und 
unverwischbaren Aufschrift "Übungsfahrt" angebracht sein. Das Verwenden 
dieser Tafel bei anderen als Übungsfahrten ist unzulässig. Für Übungsfahrten 
mit Kraftwagen dürfen nur Fahrzeuge verwendet werden, bei denen eine Brems­
anlage, mit der wenigstens die für die Hilfsbremsanlage vorgeschriebene Wirk­
samkeit erzielt werden kann, und eine Vorrichtung zum Abstellen des Motors 
vom Platz neben dem Lenkerplatz aus leicht betätigt werden können. 

(6) Die im Abs. 1 angeführte Bewilligung erlischt, wenn dem Lehrenden die 
Lenkerberechtigung für die Gruppe, in die das für die Übungsfahrt zu verwen­
dende Fahrzeug fällt, entzogen' (§ 73) oder vorübergehend entzogen (§ 74) 
wurde oder wenn sie durch Zeitablauf erloschen ist. Wurde dem Lehrenden die 
Lenkerberechtigung für eine andere Gruppe entzogen oder vorübergehend ent­
zogen oder ist sie durch Zeitablauf erloschen, so ist ihm die Bewilligung zu ent­
ziehen, wenn auf Grund der für die Entziehung der Lenkerberechtigung maßge­
benden Gründe anzunehmen ist, daß der Lehrende durch weitere Übungsfahr­
ten die Verkehrssicherheit gefährden oder den Zweck der Übungsfahrten nicht 
mehr erreichen wird. Dies gilt sinngemäß auch, wenn eine oder mehrere dem 
Lehrenden erteilte Lenkerberechtigungen durch Auflagen oder zeitliche, örtliche 
oder sachliche Beschränkungen der Gültigkeit eingeschränkt wurden. Personen, 

Entwurf 

c) darf innerhalb der in Iit. b angeführten Zeit nicht wegen eines schweren 
Verstoßes gegen kraftfahrrechtliche oder straßenpolizeiliche Vorschrif­
ten bestraft worden sein und 

d) darf innerhalb des der Einbringung des Antrages um die Bewilligung 
unmittelbar vorangehenden Jahres höchstens einmal eine Bewilligung 
dieser Art erhalten haben; 

2. der Bewerber um eine Lenkerberechtigung muß 
a) das erforderliche Mindestalter erreicht haben oder in spätestens drei 

Monaten erreichen; 
b) verkehrszuverlässig (§ 66) sein; 
c) zum Lenken von Kraftfahrzeugen der betreffenden Gruppe geistig und 

körperlich geeignet (§ 69) sein und 
d) nachweisen, daß er im Rahmen des Betriebes einer Fahrschule eine 

praktische V or- und Grundschulung absolviert hat und auch über deren 
theoretische Grundlagen unterrichtet wurde; 

3. der oder die für die Übungsfahrten zu verwendenden Kraftwagen müssen 
a) eine Bremsanlage aufweisen, mit der wenigstens die für die Hilfsbrems­

anlage vorgeschriebene Wirksamkeit erzielt werden kann und' die vom 
Platz neben dem Lenkerplatz aus leicht betätigt werden kann, und 

b) eine Vorrichtung zum Abstellen des Motors aufweisen, die vom Platz 
neben dem Lenkerplatz aus leicht betätigt werden kann. 

(3) Die Bewilligung darf hinsichtlich desselben Bewerbers um eine Lenkerbe­
rechtigung nur einmal und für nicht länger als ein Jahr erteilt werden; dieser ist 
im Bewilligungsbescheid namentlich anzuführen. Die Bewilligung ist, soweit dies 
auf Grund der Erhebungen oder wegen der Art der ,angestrebten Lenkerberech­
tigung nach den Erfordernissen der Verkehrssicherheit nötig ist, unter den ent­
sprechenden Auflagen oder zeitlichen, örtlichen oder sachlichen Beschränkun­
gen der Gültigkeit zu erteilen. Kennzeichen und Fahrgestellnummer des oder 
der zur Vornahme der Übungsfahrten verwendeten Kraftwagen sind im Bewilli­
gungsbescheid anzuführen. Eine Bewilligung zur Vornahme von Übungsfahrtert 
mit Kraftfahrzeugen der Gruppe A (§ 65) darf nicht erteilt werden. Die Ertei­
lung der Bewilligung zur Durchführung von Übungsfahrten durch Personen, 
denen die Lenkerberechtigung entzogen wurde, ist während der Dauer der 
gemäß § 73 Abs. 2 festgesetzten Frist unzulässig. 

(3 a) Nach Erteilung der Bewilligung hat der Bewerber um eine Lenkerbe­
rechtigung im Rahmen des Betriebes einer Fahrschule am theoretischen Unter­
richt über das Verhalten auf den verschiedenen Arten von Straßen und über 
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Geltender Text 

denen eine Bewilligung gemäß Abs. 1 entzogen worden ist, darf eine neue Bewil­
ligung erst erteilt werden, wenn die Grunde, die zur Entziehung der Bewilligung 
geführt haben, weggefallen sind. Die Bewilligung ist ferner zu entziehen, wenn 

a) die Voraussetzungen zu ihrer Erteilung nicht mehr gegeben' sind, 
b) die bei ihrer Erteihmg vorgeschriebenen Einschränkungen oder Auflagen 

nicht eingehalten werden, 
c) das für die Übungsfahrten verwendete Fahrzeug nicht verkehrs- und 

betriebs sicher oder nicht gemäß Abs. 5 gekennzeichnet ist oder 
d) die Vorschriften über die Erteilung des praktischen Unterrichtes (Abs. 4) 

nicht eingehalten werden. 
Eine Berufung gegen die Entziehung der Bewilligung hat keine aufschiebende 
Wirkung. 

Entwurf 

Gefahrenlehre teilzunehmen sowie auch Schulfahrten durchzuführen. Durch 
Verordnung ist der Umfang der im ersten Satz sowie im Abs. 2 Z 2 lit. d ange­
führten Schulung hinsichtlich des zeitlichen Ausmaßes und des Inhaltes festzu­
setzen. 

. _. - - •.• r ";'TI r I 1 T"II 'lt· 1 l' I 1 • 
( 4) Ver neglelter nat aur U oungsranrten oen DewllugungsoescneIO unO semen 

Führerschein, der Bewerber um eine Lenkerberechtigung einen amtlichen Licht­
bildausweis, mitzuführen; § 102 Abs. 5 gilt sinngemäß. Der Begleiter hat die im 
§ 114 Abs. 4 angeführten Pflichten sinngemäß' zu erfüllen und hat im Bewilli­
gungsbescheid erteilte Auflagen oder Beschränkungen einzuhalten. 

(5) Der Begleiter hat dafür zur sorgen, daß bei Übungsfahrten vorne und hin­
ten am Fahrzeug eine Tafel mit dem Buchstaben "L" in vollständig sichtbarer 
und gut lesbarer und unverwischbarer weißer Schrift auf hellblauem Grund 
sowie eine Tafel mit der vollständig sichtbaren und dauernd gut lesbaren und 
unverwischbaren Aufschrift "Übungsfahrt" angebracht ist. Das Verwenden die­
ser Tafel bei anderen als Übungsfahrten ist verboten. 

(6) Die im Abs. 1 angeführte Bewilligung erlischt, wenn dem Begleiter die 
Lenkerberechtigung für die Gruppe, in die das für die Übungsfahrtzu verwen­
dende Fahrzeug fällt, entzogen (§ 73) oder vorübergehend entzogen (§ 74) 
wurde oder wenn -sie durch Zeitablauf erloschen ist. Wurde dem Begleiter die 
Lenkerberechtigung für eine andere Gruppe entzogen oder vorübergehend ent­
zogen oder ist sie durch Zeitablauf erloschen, so ist ihm die Bewilligung zu ent­
ziehen, wenn auf Grund der für die Entziehung der Lenkerberechtigung maßge­
benden Gründe anzunehmen ist, daß der Begleiter durch weitere Übungsfahrten 
die Verkehrssicherheit gefährden oder den Zweck der Übungsfahrten nicht 
mehr erreichen wird. Personen, denen eine Bewilligung gemäß Abs. 1 entzogen 
worden ist, darf eine neue Bewilligung erst erteilt werden, wenn die Gründe, die 
zur Entziehung der Bewilligung geführt haben, weggefallen' sind. Die Bewilli-
gung ist ferner zu entziehen, wenn . 

a) die Voraussetzungen zu ihrer Erteilung nicht mehr gegeben sind, 
b) die bei ihrer Erteilung vorgeschriebenen Beschränkungen oder Auflagen 

nicht eingehalten werden, 
c) das für die Übungsfahrten verwendete Fahrzeug nicht verkehrs- und 

betriebssither oder nicht gemäß Abs. 5 gekennzeichnet ist oder 
d) die Vorschriften des Abs. 4 nicht eingehalten werden. 

Im Falle der Entziehung der Bewilligung ist der Bewilligungsbescheid unverzüg­
lich der Behörde abzuliefern." 
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Geltender Text Entwurf 

Artikel II 

(1) Wenn einem Ehegatten oder Nachkommen unter Anwendung des § 109 
Abs. 5 erster Satz KFG 1967 eine Fahrschulbewilligung erteilt wurde, ist die 
Erteilung einer Fahrschulbewilligung für einen anderen Standort an die Person, 
die die ursprüIigli~he zurückgelegt hatte, unzulässig., 

(2) Bewerber um eine Lenkerberechtigung, für die eine Bewilligung zur V or­
nahme von Übungsfahrten vor dem 1. Jänner 1989 erteilt wurde, sind von Art. I 
Z 1 hinsichtlich § 70 Abs. 2 a lit. b und Art. I Z 35 hinsichtlich § 122 Abs. 3 a aus­
genommen, wenn sie erstmals zur praktischen Lenkerprüfung vor dem 1. März 
1989 antreten; andernfalls müssen §ie die im § 122 Abs. 3 a KFG 1967 ange­
führie Schulung nachweisen. 

Artikel III 

(1) Dieses Bundesgesetz trittunbeschadet des Abs. 2 mit dem Ablauf des 

N 
N 

Tages der Kundmachung in Kraft~ . ' ~ 

(2) In Kra,ft tritt Art. I 
a) Z 1 (§ 70 Abs. 2 a), Z 2 (§ 70 Abs. 8), Z 26 (§ 114 Abs. 6 a), Z 28 hinsicht­

lich § 115 Abs.2 lit. d und Z 35 hinsichtlich § 122 Abs. 2 Z 2 lit. d und 
Abs. 3 a am 1. Jänner 1989; 

b) Z 31 (§ 116 Abs. 6 a), Z 32 (§ 116 Abs.7) und Z 34 (§ 117 Abs.2) ;;im 
1. Juli 1989. 

(3 ) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können von dem seiner 
Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden; sie treten frühestens .mit den 
betreffenden Bestimmungen in Kraft. 

Artikel IV 

Die Vollziehung dieses Bundesgesetzes bestimmt sich nach § 136 KFG 1967. 
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